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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Freiburger Nationalrat Jutzet (sp) möchte nach amerikanischem Vorbild das
Instrument der Sammelklage in Zivilrechtssachen einführen; er reichte dazu eine von
Vertretern der Interessenorganisationen der Mieter, der Konsumenten und der
Arbeitnehmer mitunterzeichnete Motion ein. Das im Tätigkeitsbereich dieser Verbände
bestehende Verbandsklagerecht ist gemäss Jutzet ungenügend, da es nur eine
gerichtliche Feststellung erreichen könne, für die gerichtliche Anerkennung von daraus
entstehenden Ansprüchen jedoch Einzelklagen notwendig seien. 1

MOTION
DATUM: 28.09.1998
HANS HIRTER

Die im Vorjahr von Jutzet (sp, FR) eingereichte Motion für die Einführung der
Sammelklage nach amerikanischem Vorbild in den Bereichen Arbeits-, Konsumenten-
und Mietrecht wurde von einigen bürgerlichen Parlamentariern bekämpft und ihre
Behandlung deshalb verschoben. 2

MOTION
DATUM: 19.03.1999
HANS HIRTER

Die Motion Jutzet (sp, FR), mit der eine Sammelklage in den Bereichen Arbeits-,
Konsumenten- und Mietrecht hätte eingeführt werden sollen, wurde abgeschrieben,
weil sie nicht innert der vorgesehenen Frist von zwei Jahren im Rat behandelt worden
war. Dies obwohl der Bundesrat beantragt hatte, die Motion in ein Postulat
umzuwandeln.

MOTION
DATUM: 06.10.2000
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Josef Dittli (fdp, UR) forderte mittels einer im Dezember 2020 eingereichten Motion
gleich lange Spiesse im Strassengüterverkehr bezüglich der Arbeits- und
Ruhezeitbestimmungen. Mit dieser Motion brachte er ein ähnliches Anliegen wie
Parteikollege Wicki (fdp, NW) auf, der in einem Vorstoss verlangt hatte, dass
Lieferwagen in das System der LSVA integriert werden. Dittlis Vorstoss zielte nun darauf
ab, dass die Arbeits- und Ruhezeitbestimmungen, die für Lastwagenfahrerinnen und
-fahrer gelten, auch auf Fahrerinnen und Fahrer für Lieferwagen (> 2,5t) ausgedehnt
werden. Zudem sollen für diese Fahrzeuge ebenfalls die Ausrüstungsvorschriften der EU
bezüglich dem digitalen Fahrtschreiber im grenzüberschreitenden Verkehr gelten.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und der Ständerat befasste sich in
der Frühjahressession 2021 mit dem Vorstoss. Nachdem Dittli diesen erläutert hatte,
wies Verkehrsministerin Sommaruga darauf hin, dass die neue Regelung nur für den
gewerbsmässigen Güterverkehr gelten und nicht bei Firmen angewendet werde, deren
Hauptbeschäftigung nicht der Transport darstellt. Ein Schreiner beispielsweise, der
einen Tisch oder ähnliches transportiere, sei daher von der neuen Bestimmung nicht
betroffen. Nach diesen Ausführungen stimmte die kleine Kammer der Motion
stillschweigend zu. 3

MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2021 mit einem Vorstoss aus den
Reihen des Ständerates, welcher gleich lange Spiesse bezüglich der Arbeits- und
Ruhezeitbestimmungen für Fahrerinnen und Fahrer von Lastwagen und Lieferwagen
im Strassengüterverkehr forderte. Im Vorfeld der Session hatte sich bereits die KVF-NR
mit dem Anliegen befasst. Die Kommission stimmte der Forderung des Vorstosses
grundsätzlich zu, wollte deren Wortlaut aber noch etwas präzisieren. Der Bundesrat
solle prüfen, wie die geforderten gleich langen Spiesse zwischen Lastwagen und
Lieferwagen auf einfache und kostengünstige Weise erreicht werden können, schlug die
Kommission vor. Dabei solle ein Swiss-Finish, also eine strengere und vorzeitige
Umsetzung von möglichen künftigen EU-Vorschriften, unbedingt vermieden werden.

MOTION
DATUM: 30.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Eine Minderheit der Kommission um Benjamin Giezendanner (svp, AG) beantragte die
Ablehnung der Motion. Minderheitensprecher Giezendanner monierte bei seiner
Begründung seines Antrags, dass dieser Vorstoss zwar eigentlich auf die Kurier-,
Express- und Paketboten abziele, in der Realität aber vielmehr die KMU empfindlich
treffen werde. Anschliessend schritt die grosse Kammer zur Abstimmung und nahm den
modifizierten Vorstoss mit 124 zu 53 Stimmen an. Die geschlossen stimmende SVP-
Fraktion sowie zwei Mitglieder der Mitte-Fraktion lehnten die Motion ab. 4

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte den Bundesrat mittels Motion beauftragen, das
Arbeitsgesetz (ArG), die Verordnung betreffend Gesundheitsschutz (ArGV 3) sowie das
OR so zu ändern, dass Homeoffice explizit in den gesetzlichen Grundlagen erwähnt
und geregelt ist. Allgemein soll das ArG Heimarbeit als Arbeit ausserhalb des Betriebs
definieren. Weiter sollen Artikel 6 und 21 des ArG den Gesundheitsschutz und die
Arbeits- und Ruhezeiten neu definieren. Im OR sollte letztlich ein neuer Artikel zur
Heimarbeitsvereinbarung zwischen den Arbeitgebenden und den Arbeitnehmenden
hinzugefügt werden. 
Jositsch begründete seinen Vorstoss mit der Zunahme von Homeoffice, insbesondere
auch in Anbetracht der Covid-19-Pandemie. Aktuell seien die gesetzlichen Grundlagen
auf Arbeitsformen in Betrieben ausgerichtet, entsprechend müsse diesbezüglich
Klarheit für Arbeitgebende und Arbeitnehmende geschaffen werden. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion, da er die Gesetzesgrundlagen als ausreichend
erachtete und Fragen zur Flexibilisierung der Arbeits- und Ruhezeiten im Homeoffice
bereits in der parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; Pa.Iv. 16.484) behandelt
würden. 
In der Herbstsession 2021 legte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag vor, in
dem er – in Einvernehmen mit Motionär Jositsch – die Motion zur Vorprüfung an die
WAK-SR überweisen wollte, damit das Anliegen vertieft behandelt wird. Stillschweigend
nahm der Ständerat den Ordnungsantrag an. 5

MOTION
DATUM: 10.06.2021
GIADA GIANOLA

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Gleich wie im Vorjahr eine Initiative Dupraz (fdp, GE), verwarf der Nationalrat auch eine
Minderheitsmotion Fässler (sp, SG), die erreichen wollte, dass im OR ein landesweiter
Normalarbeitsvertrag für die Landwirtschaft eingeführt wird. Der Bundesrat erklärte
zwar, mit den Anstellungsbedingungen der Arbeitnehmenden in der Landwirtschaft
nicht zufrieden zu sein. Dennoch machte er regionale Unterschiede geltend, um
erfolgreich Ablehnung des Vorstosses zu beantragen. 6

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

Arbeitnehmerschutz

Eine Motion Spielmann (pda, GE) für die Übernahme internationaler und speziell
europäischer Normen für die Gesundheitssicherung am Arbeitsplatz wurde auf Antrag
des Bundesrates lediglich als Postulat überwiesen. 7

MOTION
DATUM: 02.03.1992
MARIANNE BENTELI

Das Problem des Sozialdumpings wurde überdies mit mehreren Motionen in beiden
Räten zur Diskussion gestellt. Als erster reichte Nationalrat Tschopp (fdp, GE) eine
Motion ein, die verlangte, der Bundesrat solle mit einer möglichst raschen Änderung
der Arbeitsgesetzgebung verhindern, dass der Beitritt der Schweiz zum EWR zu
missbräuchlichen Lohnsenkungen und zu Lohndrückerei führe. Die Kommission für
Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates doppelte mit einer gleichlautenden Motion
nach (Mo. Ad 92.057-42). Gegen den Willen des Bundesrates, welcher Umwandlung in
ein Postulat beantragt hatte, überwies die grosse Kammer beide Vorstösse in der
bindenden Form. Der Ständerat nahm seinerseits die Kommissionsmotion des
Nationalrates sowie eine gleichlautende Motion seiner Kommission für Rechtsfragen an
(Mo.Ad 92.057-24), überwies aber die Bestimmung, wonach die Festlegung der
Minimallöhne im Kompetenzbereich der Kantone liegen soll, nur als Postulat. 8

MOTION
DATUM: 24.09.1992
MARIANNE BENTELI
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Eine Motion Fasel (csp, FR) mit dem Auftrag, im Fall eines EWR-Beitritts einen
Gesetzesentwurf vorzulegen, der die Möglichkeiten zur Allgemeinverbindlicherklärung
von Gesamtarbeitsverträgen erweitert, wurde vom Nationalrat gegen den Widerstand
von Cincera (fdp, ZH) überwiesen. Der Bundesrat hatte Umwandlung in ein Postulat
beantragt. 9

MOTION
DATUM: 24.09.1992
MARIANNE BENTELI

In die gleiche Richtung zielte auch ein Vorstoss des Nationalrates. Mit Zustimmung der
Landesregierung überwies er eine Kommissionsmotion, die den Bundesrat auffordert,
die Bestimmungen über die Gesundheitsförderung, den Gesundheitsschutz und die
Sicherheit am Arbeitsplatz, die heute einenteils im Unfallversicherungsgesetz und
anderenteils im Arbeitsgesetz enthalten sind, zu koordinieren und zusammenzufassen
sowie bestehende Lücken insbesondere in der allgemeinen Gesundheitsvorsorge zu
schliessen. 10

MOTION
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

Nationalrat Vollmer (sp, BE) verwies mit einer Motion darauf, dass die neue
Welthandelsorganisation WTO den Auftrag erhalten hat, sich sozialen und
gewerkschaftlichen Rechten anzunehmen. Seiner Ansicht nach könnte die Schweiz
diese Sozialklauseln glaubwürdiger vertreten, wenn sie selbst alle damit
zusammenhängenden Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation
unverzüglich ratifizieren würde. Dazu gehören insbesondere die Konvention Nr. 98
(Recht auf gewerkschaftliche Organisation und auf Vertragsverhandlungen) sowie Nr.
138 (Kinderarbeit und Mindestalter der Beschäftigten). Der Bundesrat entgegnete, die
internationale Gemeinschaft habe bisher weder den Inhalt dessen definiert, was man
gemeinhin unter dem Begriff Sozialklausel versteht, noch die Mittel zu deren
Umsetzung. Angesichts der Entwicklung des positiven Rechts der Schweiz sei heute
eine Ratifikation der zum Teil über 40 Jahre alten Konventionen nicht mehr
auszuschliessen. Weil dies aber der Prüfung bedarf, wurde der Vorstoss auf sein
Ersuchen lediglich als Postulat überwiesen. 11

MOTION
DATUM: 16.12.1994
MARIANNE BENTELI

Vergeblich versuchte Nationalrat Rechsteiner (sp, SG) den Bundesrat mit einer Motion
zu beauftragen, durch eine Änderung des OR den Kündigungsschutz für
Arbeitnehmervertreter in Pensionskassen, Betriebskommissionen und
Verhandlungsdelegationen wirksam zu verstärken. Er regte insbesondere an, mögliche
Rachekündigungen dadurch zu verhindern, dass - analog zu Militärdienst und
Schwangerschaft - für die Dauer des Mandats eine Sperrfrist für allfällige Kündigung
eingeführt wird. Der Bundesrat berief sich in seiner Antwort auf den in der Schweiz
geltenden Grundsatz der Kündigungsfreiheit, welcher nur für Perioden aufgehoben
wird, in denen es für die gekündigten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer
besonders schwierig oder gar unmöglich wäre, eine neue Stelle zu finden,
beispielsweise bei Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit oder Unfall oder bei
Schwangerschaft. Auf seinen Antrag wurde die Motion ziemlich klar abgelehnt. 12

MOTION
DATUM: 01.02.1995
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat überwies diskussionslos eine Motion des Nationalrates, welche den
Bundesrat auffordert, die Bestimmungen über die Gesundheitsförderung, den
Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz zu koordinieren und
zusammenzufassen sowie bestehende Gesetzeslücken zu schliessen. 13

MOTION
DATUM: 23.03.1995
MARIANNE BENTELI

Als Postulat verabschiedet wurde hingegen eine Motion Carobbio (sp, TI), welche den
Bundesrat ersucht, auf dem Verordnungsweg oder durch Weisungen
Ausführungsbestimmungen zum Bundesgesetz über die Arbeitsvermittlung und den
Personalverleih zu erlassen, die garantieren, dass insbesondere in der Baubranche
temporäre Mitarbeiter nach den Ansätzen der Gesamtarbeitsverträge entlöhnt und
nicht Teile des Lohnes als Spesen deklariert werden, was zu späteren Einbussen bei den
Sozialversicherungen sowie zur Umgehung der Steuerpflichten führt. Der Bundesrat
verwies darauf, dass das Problem dem BIGA bekannt sei, weshalb in Kürze ein
entsprechendes Rundschreiben versandt werde; die Verwaltung nehme sich auch vor,
schärfere Kontrollen durchzuführen. 14

MOTION
DATUM: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI
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Eine Motion Thanei (sp, ZH), welche für gerichtliche Verfahren bei missbräuchlich
erfolgter Kündigung die Einführung der Beweislastumkehr verlangte, wonach inskünftig
der Kündigende und nicht mehr der Gekündigte die volle Beweislast für den
geltendgemachten Kündigungsgrund zu tragen hätte, wurde auf Antrag des Bundesrates
abgelehnt. Die Landesregierung verwies darauf, dass die entsprechenden OR-
Bestimmungen erst seit sieben Jahren in Kraft seien. Seiner Auffassung nach soll der
Gesetzgeber, vor allem bei neueren Gesetzen, nur zur Lösung gewichtiger Probleme,
die von der Rechtssprechung nicht gelöst werden können, erneut eingreifen. Die von
der Motion verlangten Änderungen der Bestimmungen des OR würden diesem
Grundsatz und dem damit verbundenen Vertrauen in die Gerichte jedoch
widersprechen. 15

MOTION
DATUM: 16.09.1996
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte von Felten (sp, BS) den Bundesrat beauftragen,
Arbeitsschutzbestimmungen für die Handhabung (Bearbeitung und Entsorgung) von
gentechnisch veränderten Organismen zu erlassen, welche zumindest das
Sicherheitsniveau der entsprechenden EU-Richtlinie aufweisen sollten. Der Vorstoss
wurde von Randegger, CIBA-Werkleiter und Basler FDP-Nationalrat bekämpft und die
Diskussion deshalb verschoben. 16

MOTION
DATUM: 04.10.1996
MARIANNE BENTELI

Ein weiterer Vorstoss Rechsteiner, der in Motionsform verlangte, dass der Bundesrat
dem Parlament eine Vorlage für die gesetzliche Regelung von Sozialplänen
unterbreiten sollte, wurde als Postulat überwiesen. Rechsteiner wollte damit vor allem
erreichen, dass die Rechtswirkungen eines Sozialplans genau umschrieben und ein
Schlichtungsmechanismus beim Scheitern einvernehmlicher Regelungen vorgesehen
werden. 17

MOTION
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Mit einer gegen den Willen des Bundesrates mit 141 zu 1 Stimmen angenommenen
Motion beauftragte Nationalrat Raggenbass (cvp, TG) die Regierung, für einen
effizienteren Vollzug des Arbeits- und Unfallversicherungsgesetzes zu sorgen. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, soll die unmittelbare Umsetzung und Kontrolle des
Arbeitsgesetzes in den Betrieben ausschliesslich durch die kantonalen Inspektoren
erfolgen. Die regionalen Arbeitsinspektorate sollen zu Kompetenzzentren
umfunktioniert und die eidgenössischen nur noch als Oberaufsichtsinstanzen tätig sein.
Die Motion wurde auch vom Ständerat angenommen. 18

MOTION
DATUM: 07.12.2000
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Rechsteiner (sp, SG) einen verstärkten Kündigungsschutz für
Arbeitnehmervertreter in den Stiftungsräten der beruflichen Vorsorge. Der Vorstoss
wurde von Kaufmann (svp, ZH), Steiner (fdp, SO) und Loepfe (cvp, AI) bekämpft und
seine Behandlung deshalb verschoben. 19

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Rechsteiner (sp, SG) eine strengere Kontrolle der
Arbeitsbedingungen der Lastwagenchauffeure, insbesondere bei der Einhaltung der
Ruhezeiten. Der Bundesrat unterstützte zwar die Stossrichtung der Eingabe, sah sich
aber ausserstande, alle Massnahmen in der gewünschten Form und Zeitspanne
umzusetzen, weshalb er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat beantragte. Er machte
insbesondere geltend, umfangreiche Sicherheitskontrollen könnten nur in Absprache
mit den anderen europäischen Staaten erfolgen, da sich sonst für die Schweizer
Wirtschaft ungünstige Wettbewerbsverzerrungen ergeben würden. 20

MOTION
DATUM: 20.06.2003
MARIANNE BENTELI

Le conseiller aux Etats Fabio Abate (plr, TI) demande la modification de l'art. 2 de la loi
sur les travailleurs détachés (LDét), afin que les employeurs étrangers détachant leurs
travailleurs en Suisse respectent les conditions salariales minimales prescrites par la loi
cantonale. Suite à l'acceptation de l'initiative populaire cantonale «Salviamo il lavoro in
Ticino», le Tessin révise sa loi sur le salaire minimal. Le parlementaire redoute que les
employeurs étrangers n'aient pas l'obligation de verser un salaire minimal à leurs
travailleurs détachés temporairement, si la portée de l'art. 2 de la LDét n'est pas
étendue. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Comme la nouvelle loi tessinoise

MOTION
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA
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n'inclut pas les travailleurs détachés, il ne peut pas étendre le champ d'application de
la loi cantonale sur le salaire minimal dans une loi fédérale. 
Lors du passage au Conseil des Etats, la motion est acceptée par 33 voix contre 9 et 1
abstention. La CER-CN, par 13 voix contre 10 et 1 abstention, partage l'avis du Conseil
fédéral. Une minorité estime que les salaires minimaux cantonaux, comme mesures
efficaces contre le dumping salarial, doivent être étendus aux travailleurs détachés. Le
Conseil national suit l'avis de l'autre chambre par 97 voix contre 87 et 2 abstentions. La
demande a été soutenue par les groupes UDC, vert'libéral, radical-libéral et PBD. 21

Le conseiller national Fabio Regazzi (pdc, TI) demande d'améliorer le système
d'information central sur la migration (SYMIC). Les contrôles des conditions de travail
des travailleuses et travailleurs détachés en Suisse par les entreprises étrangères
s'appuient sur les informations enregistrées dans le SYMIC. Or, le système d'information
ne reconnaît pas les doublons, des entreprises peuvent en profiter alors qu'elles ont
une interdiction de détacher des travailleuses et travailleurs. De plus, les indications
relatives aux branches ne peuvent être corrigées, ce qui, par conséquent, peut amener
à des contrôles effectués par des organes non compétents. En supprimant ces défauts,
les contrôles seront de meilleure qualité. 
Le Conseil fédéral propose d'accepter la motion. Il reconnaît le potentiel
d'optimisation. La motion est adoptée par le Conseil national, puis par le Conseil des
Etats sur proposition unanime de la CIP-CE. 22

MOTION
DATUM: 19.06.2019
DIANE PORCELLANA

Im Juni 2020 reichte Sidney Kamerzin (mitte, VS) ein Postulat ein, mit dem er den
Bundesrat beauftragen wollte, das Binnenmarktgesetz so zu ändern, dass für öffentliche
Beschaffungen der Kantone und Gemeinden neu das sogenannte Leistungsprinzip
bezüglich der Einhaltung der Arbeitnehmerschutzbestimmungen gilt. Demnach
müssten Unternehmen, die im Rahmen einer kantonalen oder kommunalen öffentlichen
Beschaffung eine Leistung erbringen, auch die Arbeitnehmerschutzbestimmungen des
entsprechenden Kantons oder der Gemeinde einhalten. Bisher gilt dieses Prinzip nur
für Beschaffungen des Bundes. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 lehnte der Bundesrat eine entsprechende
Änderung des BGBM ab. Das Leistungsprinzip könne zur Diskriminierung von
Unternehmen führen, die an andere Schutzbestimmungen gebunden sind. Sie wären
faktisch gezwungen, im Kanton, indem sie eine Leistung im Rahmen einer öffentlichen
Beschaffung erbringen möchten, über eine Niederlassung zu verfügen. Damit der
Marktzugang weiterhin für alle Schweizer Unternehmen frei ist und der Wettbewerb
gewährleistet werden kann, beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. 
Diese wurde im Juni 2022 abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren behandelt
worden war. 23

MOTION
DATUM: 17.06.2020
GIADA GIANOLA

Nationalratsmitglied Michaël Buffat (svp, VD) reichte im Juni 2020 eine Motion ein, mit
der er den Bundesrat beauftragen wollte, einen Inländervorrang für die
Bundesverwaltung zu schaffen und Schweizerinnen und Schweizern damit bei der
Stellenbesetzung Vorrang zu geben. Im Rahmen der Covid-19-Pandemie hätten die
politischen Behörden zu Solidarität mit dem Heimatland aufgerufen – etwa zum
Konsum lokaler Produkte und zu Ferien in der Schweiz. Nun solle der Bund seine
Vorbildfunktion als Arbeitgeber wahrnehmen und sich gegenüber Schweizer
Arbeitnehmenden solidarisch zeigen. 
Der Bundesrat beantragte die Motion im August 2020 zur Ablehnung, da ein solcher
Inländervorrang das FZA verletzen würde. Stattdessen verwies er auf verschiedene
Massnahmen, mit denen er den in der Schweiz ansässigen Arbeitnehmenden Zugang zu
den offenen Stellen in der Bundesverwaltung verschaffe, etwa durch Stelleninserate in
drei Sprachen und durch den Informationsvorsprung für in der Schweiz arbeitsuchende
Personen, die bei den RAV angemeldet sind. 
Im Rahmen der Sommersession 2022 zog Motionär Buffat seinen Vorstoss
kommentarlos zurück. 24

MOTION
DATUM: 18.06.2020
GIADA GIANOLA
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Im Juli 2021 gab die WAK-SR in einer Medienmitteilung bekannt, nicht auf das
Bundesratsgeschäft zum Entsendegesetz eintreten zu wollen. Dieses hatte der
Bundesrat zur Umsetzung der 2019 von Fabio Abate (fdp, TI) eingereichten und von
beiden Räten angenommenen Motion zur Optimierung der flankierenden Massnahmen
vorgesehen. Der Ständerat wird sich in der Herbstsession 2021 mit dem Entsendegesetz
befassen und damit auch entscheiden, wie es mit der Umsetzung der Motion Abate
weitergeht. 25

MOTION
DATUM: 02.07.2021
GIADA GIANOLA

Im Dezember 2019 reichte Yvonne Feri (sp, AG) eine Motion ein, mit der sie den
Bundesrat beauftragen wollte, alle Hausangestellten, die in der Betreuung von Kindern
und älteren Menschen arbeitstätig sind, dem Arbeitsgesetz zu unterstellen. Nach Feri
sollen die Arbeitsbedingungen und der Schutz dieser Personen – häufig Frauen –
verbessert werden, da diese oft in unkontrollierten und prekären Verhältnissen
arbeiten. Zudem böten die kantonalen Normalarbeitsverträge ihnen den nötigen Schutz
nicht. In seiner Stellungnahme vom Februar 2020 beantragte der Bundesrat die
Ablehnung der Motion. Wie schon der Bericht zur Erfüllung des Postulates 12.3266
gezeigt habe, sei eine allgemeine Unterstellung der Hausangestellten unter das
Arbeitsgesetz schwierig, da für sie je nach Betreuungssituation sehr unterschiedliche
Arbeitszeiten gälten. Zudem habe sich die Mehrheit der betroffenen Kreise in einer
durchgeführten und im Bericht enthaltenen Umfrage diesbezüglich ablehnend
geäussert. Schliesslich reiche das Instrument der Normalarbeitsverträge aus, zumal
viele Kantone diese bereits um ein Modell für die Betagtenbetreuung im privaten
Haushalt ergänzt hätten. Im Dezember 2021 wurde die Motion abgeschrieben, da sie
nicht innert zwei Jahren vom Nationalrat behandelt worden war. 26

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GIADA GIANOLA

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Mathias Reynard (sp, VS) verwies in einer Motion auf Studien, die zeigen würden, dass
vielen Frauen nach dem Mutterschaftsurlaub gekündigt werde. Gemäss geltendem
Recht gilt für Arbeitnehmerinnen während der gesamten Schwangerschaft und bis 16
Wochen nach der Geburt ein Kündigungsschutz. Die meisten Arbeitnehmerinnen in der
Schweiz würden jedoch länger als 16 Wochen nach der Niederkunft pausieren, womit
ihnen noch vor ihrer Rückkehr an den Arbeitsplatz gekündigt werden könne. Ein
Vergleich zum Ausland zeige, dass die Schweiz mit ihrem Kündigungsschutz von 16
Wochen nach der Niederkunft international nicht mithalten könne. Die umliegenden
Staaten richteten ihren Kündigungsschutz nicht nach der Niederkunft, sondern nach
dem Zeitpunkt der Rückkehr an den Arbeitsplatz. In Deutschland und Österreich könne
Frauen erst acht Wochen nach ihrer Rückkehr an den Arbeitsplatz gekündigt werden, in
Frankreich gar erst zehn Wochen danach. Reynard forderte in seiner Motion deshalb
die Schaffung einer Sperrfrist für Kündigungen bei der Rückkehr aus dem
Mutterschaftsurlaub. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, wobei er sich auf eine Studie
des Büro BASS aus dem Jahr 2018 berief, die zeige, dass «in der grossen Mehrheit der
Fälle befriedigende Lösungen [hätten] gefunden werden» können. Etwa hätten zwei von
drei Frauen angegeben, dass nach dem Mutterschaftsurlaub in Bezug auf die
Weiterbeschäftigung eine gute Lösung hatte erzielt werden können, so der Bundesrat. 
Im Nationalrat fand das Anliegen neben den geschlossen stimmenden linken Fraktionen
nur Unterstützung bei den EVP-Vertretenden sowie bei einem CVP-Vertreter und zwei
GLP-Vertretenden. Mit 106 zu 66 Stimmen (1 Enthaltung) lehnte der Nationalrat die
Motion in der Sondersession vom Oktober 2020 ab. 27

MOTION
DATUM: 30.10.2020
MARLÈNE GERBER

1) Mo. 98.3401
2) AB NR, 1999, S. 484 f.
3) AB SR, 2021, S. 267 f.
4) AB NR, 2021, S. 2066 f.
5) AB SR, 2021, S. 1036; Mo. 21.3686
6) AB NR, 2003, S. 502. 
7) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 246 f.
8) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 1743 ff.; Amtl. Bull. StR, 1992, S. 877 ff.
9) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 1745 ff. 
10) Amtl. Bull. NR, 1994, S. 1891 f.3
11) Amtl. Bull. NR, 1994, S. 2469.
12) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 262 f.43
13) Amt. Bull. StR, 1995, S. 430. Vgl. SPJ 1994, S. 201.
14) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 938 ff.44
15) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1341 ff.; TA, 6.3.96.
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16) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1851 f.
17) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2210 f.47
18) AB NR, 2000, S. 493 f.; AB SR, 2000, S. 868.46
19) AB NR, 2002, S. 1124.
20) AB NR, 2003, S. 1224; AB NR, 2003, S. 1224, Beilagen III, S. 159 ff.
21) BO CE, 2018, p.752s; BO CN, 2019, p.551s; Communiqué de presse CER-CN du 27.2.19; LT, 22.3.19
22) BO CE, 2019, p.549; BO CN, 2018, p.2210; Communiqué de presse CIP-CE du 29.3.19
23) Po. 20.3654
24) AB NR, 2022, S. 1284 ff.; Mo. 20.3777
25) Medienmitteilung WAK-SR vom 2.7.21
26) Mo. 19.4430
27) AB NR, 2020, S. 2086
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